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Inhaltlicher Bezug Stellungnahme einfiigen

Einleitung Die 100 prozent erneuerbar stiftung (100pes)
begriufdt, dass die Bundesnetzagentur in ihrem
vergffentlichten Festlegungsentwurf klare und
voraussetzungsreiche bundeseinheitliche
Regelungen zum Format des Fahrplans nach §
71k Abs. 1 Nr. 2 Gebaudeenergiegesetz (GEG),
zur Art der vorzulegenden Nachweise, zur Art der
Ubermittlung und zur Methodik der Uberprifung
der gesetzlichen Anforderungen vorlegt. Die
Wasserstoff-Fahrplane missen aus Sicht der
100pes die Verbraucher:innen effektiv vor den
potenziell nicht tragbaren Preisrisiken beim Bezug
von Wasserstoff schitzen und damit verbundene
mogliche schwerwiegende, gesellschaftlich nicht
tragbare, soziale Schieflagen wirksam verhindern.

In unserer Stellungnahme wollen wir vor allem auf
die den Festlegungsentwurf begleitenden
Erwagungen eingehen. Diese sind wie folgt:




Inhaltlicher Bezug

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil C.
Zielzustand des
Umstellungsgebiete
s, Ziffer 4 Prognose

Stellungnahme einfiigen

Wir begriif3en, dass die BNetzA weiter sehr hohe
Anspriche an die Prognose uber die zuklnftige
Entwicklung des Umstellungsgebietes stellt und
den Bedenken der Netzbetreiber nicht gefolgt ist.

Die anzulegenden Faktoren erscheinen plausibel
und aussagekraftig.




Inhaltlicher Bezug

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil C. Struktur
Planerischer Teil
des Fahrplans, Ziffer
7 Wirtschaftlichkeit

Stellungnahme einfiigen

Wir halten die im Rahmen der Erwagungen zu
Ziffer 7 angestellten Vermutungen, nach denen die
einreichenden Stellen, die ,ihr Vorhaben (...) zur
Erstellung des verbindlichen Fahrplans bereits
gegenuber Kreditinstituten im Rahmen der
Finanzierungsabwicklung ftr die vorzunehmenden
Investitionen in die Infrastruktur durch einen
Businessplan dargelegt haben durften®, nicht fir
ausreichend. Die mit den Fahrplanen
einhergehenden Risiken kénnen fur Unternehmen
tragbar, aber flr Verbraucher:innen
existenzbedrohend sein. Daher sollte die BNetzA,
ihre Vermutung erharten bzw. die
Wirtschaftsprifung der Fahrplane doch
beibehalten.




Inhaltlicher Bezug

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil C. Struktur
Planerischer Teill
des Fahrplans,
Ziffer 7a)

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil C. Struktur
Planerischer Teill
des Fahrplans, Ziffer
7b)

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil C. Struktur
Planerischer Teill
des Fahrplans, Ziffer
7d)

Stellungnahme einfiigen

Angesichts der Tragweite der Entscheidung einen
Wasserstoff-Fahrplan aufzustellen, halten wir es
nicht fir angemessen, Umfang und Form des
zugrundeliegenden Businessplanes lediglich
beispielhaft anzugeben. Aus Sicht der 100pes ist
hier eine verbindliche Mindestvorgabe notwendig.
Dies wirde Verbraucherschutzorganisationen
auch den Vergleich unterschiedlicher Fahrplane
deutlich erleichtern und den “6ffentlichen
Wettbewerb” der planenden Stellen und
Netzbetreiber um ,gute” Fahrplane verstarken
bzw. erst ermdglichen.

An dieser Stelle begruf3en wir den hohen
Anspruch der BNetzA an die im Fahrplan zu
machenden Angaben zur Beschaffung des
Wasserstoffes. Gleichzeitig regen wir aber
dringend an, die Voraussetzung ,planerischer
Ansatze auf Grundlage von faktenbasierten
Kriterien zu konkretisieren.

Das Entstehen eines Kostenrisikos ist aus Sicht
der 100pes ganz an den Anfang des
informatorischen Teils des Fahrplanes zu stellen.
Nur so lasst sich die fur den Verbraucher:
innenschutz notwendige Transparenz Uber
maogliche Risiken herstellen.

Es ist aus Sicht der 100pes sehr zu begruf3en,
dass die BNetzA die Rolle der
Gesamtwirtschaftlichkeit gegeniiber dem reinen
Business Case hochhalt. Wir regen an, dass diese
Information angesichts ihrer hohen
Orientierungswirkung fur Letztverbraucher:innen
prominent und transparent im Rahmen der
Fahrplane kommuniziert wird.




Inhaltlicher Bezug

Zu den Erwagungen
bzgl. Teil F.
Prufmethodik, Ziffer
4b)

Stellungnahme einfiigen

Die von der BNetzA vorgesehene Mdglichkeit des
frihzeitigen Widerrufs der Genehmigung ist im

Sinne des Verbraucher:innenschutzes unbedingt
zu begruf3en.
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	Stellungnahme einfügen 1: Die 100 prozent erneuerbar stiftung (100pes) begrüßt, dass die Bundesnetzagentur in ihrem veröffentlichten Festlegungsentwurf klare und voraussetzungsreiche bundeseinheitliche Regelungen zum Format des Fahrplans nach § 71k Abs. 1 Nr. 2 Gebäudeenergiegesetz (GEG), zur Art der vorzulegenden Nachweise, zur Art der Übermittlung und zur Methodik der Überprüfung der gesetzlichen Anforderungen vorlegt. Die Wasserstoff-Fahrpläne müssen aus Sicht der 100pes die Verbraucher:innen effektiv vor den potenziell nicht tragbaren Preisrisiken beim Bezug von Wasserstoff schützen und damit verbundene mögliche schwerwiegende, gesellschaftlich nicht tragbare, soziale Schieflagen wirksam verhindern. 

In unserer Stellungnahme wollen wir vor allem auf die den Festlegungsentwurf begleitenden Erwägungen eingehen. Diese sind wie folgt:

	Stellungnahme einfügen 2: Wir begrüßen, dass die BNetzA weiter sehr hohe Ansprüche an die Prognose über die zukünftige Entwicklung des Umstellungsgebietes stellt und den Bedenken der Netzbetreiber nicht gefolgt ist. Die anzulegenden Faktoren erscheinen plausibel und aussagekräftig. 
	Stellungnahme einfügen 3: Wir halten die im Rahmen der Erwägungen zu Ziffer 7 angestellten Vermutungen, nach denen die einreichenden Stellen, die „ihr Vorhaben (…) zur Erstellung des verbindlichen Fahrplans bereits gegenüber Kreditinstituten im Rahmen der Finanzierungsabwicklung für die vorzunehmenden Investitionen in die Infrastruktur durch einen Businessplan dargelegt haben dürften“, nicht für ausreichend. Die mit den Fahrplänen einhergehenden Risiken können für Unternehmen tragbar, aber für Verbraucher:innen existenzbedrohend sein. Daher sollte die BNetzA, ihre Vermutung erhärten bzw. die Wirtschaftsprüfung der Fahrpläne doch beibehalten. 
	Stellungnahme einfügen 4: Angesichts der Tragweite der Entscheidung einen Wasserstoff-Fahrplan aufzustellen, halten wir es nicht für angemessen, Umfang und Form des  zugrundeliegenden Businessplanes lediglich beispielhaft anzugeben. Aus Sicht der 100pes ist hier eine  verbindliche Mindestvorgabe notwendig. Dies würde Verbraucherschutzorganisationen auch den Vergleich unterschiedlicher Fahrpläne deutlich erleichtern und den “öffentlichen Wettbewerb” der planenden Stellen und Netzbetreiber um „gute“ Fahrpläne verstärken bzw. erst ermöglichen.
An dieser Stelle begrüßen wir den hohen Anspruch der BNetzA an die im Fahrplan zu machenden Angaben zur Beschaffung des Wasserstoffes. Gleichzeitig regen wir aber dringend an, die Voraussetzung „planerischer Ansätze auf Grundlage von faktenbasierten Kriterien“ zu konkretisieren.

Das Entstehen eines Kostenrisikos ist aus Sicht der 100pes ganz an den Anfang des informatorischen Teils des Fahrplanes zu stellen. Nur so lässt sich die für den Verbraucher:innenschutz notwendige Transparenz über mögliche Risiken herstellen.



Es ist aus Sicht der 100pes sehr zu begrüßen, dass die BNetzA die Rolle der Gesamtwirtschaftlichkeit gegenüber dem reinen Business Case hochhält. Wir regen an, dass diese Information angesichts ihrer hohen Orientierungswirkung für Letztverbraucher:innen prominent und transparent im Rahmen der Fahrpläne kommuniziert wird.

	Stellungnahme einfügen 5: Die von der BNetzA vorgesehene Möglichkeit des frühzeitigen Widerrufs der Genehmigung ist im Sinne des Verbraucher:innenschutzes unbedingt zu begrüßen.




